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Integrationskurse reichen nicht aus

Zuwanderungsgesetz hat noch erhebliche Mängel

Landesregierung soll auf Verbesserung hinwirken

Stuttgart. Nachbesserungen im Zuwanderungsgesetz verlangt der Gemeindetag. Die Landesregierung solle im Bundesrat auf Verbesserungen für die Städte und Gemeinden hinwirken, sagte Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger.

Neue Aufgaben ohne Ausgleich

„Das Zuwanderungsgesetz weist den Kommunen erneut personalintensive Aufgaben zu, ohne dass die Bundesregierung dafür einen Ausgleich leistet,“ kritisiert Steger. In einem Brief an Innenminister Dr. Thomas Schäuble nennt er die Fakten:

· Durch die Integration des Arbeitsgenehmigungsverfahrens in das aufenthaltsrechtliche Verfahren werde die Arbeitsverwaltung zu Lasten der Ausländerbehörde entlastet. Der ganz erhebliche Beratungsbedarf werde auf die Kommunen verlagert. Diese müssten im Konfliktfall auch die Gerichtsverfahren übernehmen.

· Die Ausländerbehörden bekämen großen Aufwand mit der Abwicklung der Integrationskurse. So seien Beratungsgespräche zu führen, wenn ein Ausländer seiner Pflicht zur Teilnahme am Integrationskurs nicht nachkommt; in aller Regel mit Hilfe eines Dolmetschers. Für das Verfahren gebe die Durchführungsverordnung eine bei weitem nicht kostendeckende Gebühr von 15 Euro vor.

„Die Aufgaben der kommunalen Ausländerbehörden mussen reduziert und kostendeckende Gebühren angesetzt werden. Eine Alternative wäre eine Kostenerstattung durch die Arbeitsverwaltung,“ sagte Dr. Steger.

Integrationskurse reichen nicht aus

Enttäuschend, so der Gemeindetag, seien die unzureichenden Integrationskurse. Den Kommunen sei eine Entlastung von den wirtschaftlichen und sozialen Folgen schlechter Deutschkenntnisse und geringer Schul- und Berufsausbildung der Zuwanderer in Aussicht gestellt worden. „Mit den jetzt geplanten Maßnahmen kommen wir nicht von der hohen Arbeitslosigkeit der Zuwanderer weg,“ sagte der Hauptgeschäftsführer des größten kommunalen Landesverbands, Dr. Steger.

Aus kommunaler Sicht seien folgende Änderungen erforderlich:

· Der Umfang der Integrationskurse dürfe nicht reduziert werden und solle für alle Teilnahmeberechtigten mindestens 900 Stunden umfassen. Nur so könnten Sprachkenntnisse vermittelt werden, die ordentliche Chancen auf dem Arbeitsmarkt bieten.

· Es dürfe keine Integration erster und zweiter Klasse geben. Auch die schon länger in Deutschland lebenden Zuwanderer müssten berücksichtigt werden.

· Alphabetisierung vor den eigentlichen Kursen sowie Kinderbetreuung und sozialpädagogische Begleitung während dieser müsse Bestandteil der von Bund und Ländern finanzierten Integrationskurse werden.

Risiken im Flüchtlingsrecht

Neue Mehrbelastungen sieht Steger auch durch die Neuregelung des Flüchtlingsrechts auf Städte und Gemeinden zukommen. Das Zuwanderungsgesetz weite das Asylrecht auf Fälle geschlechtsspezifischer und nichtstaatlicher Verfolgung aus. Das in der Praxis problematische Asylbeweberleistungsgesetz werde beibehalten. Zwar sei die Zahl der Asylbewerber seit Jahren rückläufig. Schwächen im Zuwanderungsgesetz führten aber, so Steger, zu erheblichen Risiken.
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